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Am 12. Dezember 2019 wurde das Gesetz zur Modernisie-
rung der Strukturen des Besoldungsrechts und zur Ände-
rung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften (BesStMG) ver-
öffentlicht (BGBl. I S. 2053).

Durch das BesStMG sind auch das Beamtenversorgungs-
gesetz (BeamtVG – siehe A.), das Versorgungsrücklagege-
setz (VersRücklG – siehe B.), das Bundesversorgungstei-
lungsgesetz (BVersTG – siehe C.), das Versorgungsaus-
gleichsgesetz (VersAusglG – siehe D.) sowie das Altersgeld-
gesetz (AltGG – siehe E.) geändert worden.

Die darin geänderten beamtenversorgungsrechtlichen 
Normen werden in diesem Einführungsschreiben erläutert. 
Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Beamtenversor-
gungsgesetz (BeamtVGVwV) vom 2. Februar 2018 (GMBl 
2018, S. 98) wird zeitnah entsprechend angepasst.

Sofern keine gesonderte Gesetzesangabe erfolgt, beziehen 
sich die im weiteren Verlauf genannten Paragraphen auf das 
BeamtVG.

Durch das BesStMG sind auch Beträge von nicht dynami-
schen Stellenzulagen erhöht worden. Hierzu gebe ich im 
Hinblick auf § 5 folgende Hinweise:

Nach § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 sind diejenigen Bezü-
ge ruhegehaltfähig, die der Beamtin oder dem Beamten zu-
letzt zugestanden haben. Lediglich die in § 71 genannten Be-
züge werden dynamisiert. In Bestandsfällen auf Grund der 
Übergangsregelung des § 81 des Bundesbesoldungsgesetzes 
gewährte ruhegehaltfähige Stellenzulagen sind also nicht ab 
1. Januar 2020 anzupassen; es sind weiterhin die bis zum 31. 
Dezember 2019 geltenden Beträge zu Grunde zu legen.

Die ab 1. Januar 2020 für ruhegehaltfähige Stellenzulagen 
geltenden Beträge sind erstmals für Versorgungsfälle, deren 
Ruhestand nach dem 1. Januar 2020 beginnt, berücksichti-
gungsfähig. 
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A. BeamtVG

Durch das BesStMG wird die versorgungsrechtliche Be-
handlung von Zeiten einer Verwendung im öffentlichen 
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Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein-
richtung vereinfacht und verbessert (siehe I.).

Erläuterungen zur Änderung des § 13 finden sich unter II.

Weiterhin werden die rentenrechtlichen Regelungen zur 
Anerkennung von Kindererziehungszeiten, wie sie bereits 
für nach 1991 geborene Kinder im BeamtVG gelten, auf vor 
1992 geborene Kinder übertragen (siehe III.).

Daneben sind § 55 (siehe IV.) und § 57 (siehe V.) geändert 
worden. 

I.  Reform der versorgungsrechtlichen Behandlung   
von Zeiten einer Verwendung im öffentlichen Dienst 
einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein­
richtung

Die bis 30. Juni 2020 geltende Regelung des § 56 ist – nicht 
nur wegen der Vielzahl an Übergangsregelungen – verwal-
tungsaufwändig und streitanfällig. Wegen der für eine Ver-
wendungszeit von der aufnehmenden zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Einrichtung regelmäßig gewährten Al-
terssicherungsleistung ist es nicht zwingend erforderlich, 
diese Zeit beim deutschen Ruhegehalt generell (insofern 
doppelt) zu berücksichtigen, um wiederum anschließend zu-
fließende Versorgungsleistungen zwischenstaatlicher oder 
überstaatlicher Einrichtungen im Rahmen einer Ruhensre-
gelung anzurechnen. 

Daher wird ab 1. Juli 2020 die Zeit einer Verwendung im 
öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder über-
staatlichen Einrichtung nicht mehr von vornherein ruhege-
haltfähig sein (siehe 1.). Die Ruhegehaltfähigkeit kann aber 
beantragt werden (siehe 2.). Im Rahmen des § 56 sind nur 
noch laufende Alterssicherungsleistungen zu berücksichti-
gen (siehe 3.). Die Neuregelung gilt für alle am 30. Juni 2020 
noch im aktiven Dienst stehenden Beamtinnen und Beamten 
(siehe 4.). Für bereits vorhandene Versorgungsempfängerin-
nen und Versorgungsempfänger gibt es Übergangsregelun-
gen (siehe 5.). Auf Grund der Neuregelung ergeben sich Än-
derungen in den Entsendungsrichtlinien des Bundes (siehe 
6.).

1.  Keine Ruhegehaltfähigkeit der Zeit einer 
 Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwischen­
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung

Der Systemwechsel steht im Einklang mit den verfassungs-
rechtlichen Regelungen. Danach gibt es keinen hergebrach-
ten Grundsatz des Berufsbeamtentums, der die Ruhegehalt-
fähigkeit von Zeiten einer Verwendung im öffentlichen 
Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein-
richtung zwingend anordnet oder untersagt (Beschluss 
BVerfG vom 23. Mai 2017 – 2 BvL 10/11, 2 BvL 28/14 –). 

Durch die Änderung des § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5, 
der Streichung des § 6 Absatz 3 Nummer 4 und des § 7 Satz 1 
Nummer 1 Buchstabe b ist zukünftig die Zeit einer Verwen-
dung im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung nicht (mehr) ruhegehaltfähig, 
unabhängig davon, ob sie vor Beginn des Ruhestandes (wäh-
rend einer im Rahmen einer Entsendung beamtenrechtlich 
anzuordnenden Beurlaubung ohne Dienstbezüge) oder nach 
Eintritt in den Ruhestand zurückgelegt worden ist. Gemäß 
§ 6a Absatz 1 Satz 1 (i. V. m. Absatz 3 Satz 1) ist auch die vor 
Berufung oder Versetzung in ein Beamtenverhältnis zum 
Bund zurückgelegte Zeit einer Verwendung im öffentlichen 

Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein-
richtung nicht (mehr) ruhegehaltfähig.

Treten Beamtinnen oder Beamte ab dem 1. Juli 2020 eine 
entsprechende Verwendung an, kann ihnen das diesem Ein-
führungsschreiben beiliegende Merkblatt ausgehändigt wer-
den. Es wird sowohl auf der Internetseite des Bundesminis-
teriums des Innern, für Bau und Heimat als auch auf der In-
ternetseite des Zolls zum Thema „Versorgung des Bundes“ 
eingestellt.

2.	� Antrag auf Berücksichtigung der Zeit einer Verwen­
dung im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatli­
chen oder überstaatlichen Einrichtung als ruhe­
gehaltfähig

Die Beamtin oder der Beamte kann die Zeit einer Verwen-
dung im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung bei der nach § 49 Absatz 1 zu-
ständigen Dienststelle schriftlich oder elektronisch als ruhe-
gehaltfähig beantragen. Hierfür einzuhaltende Fristen und 
weitere Voraussetzungen sind davon abhängig, ob die Beam-
tin oder der Beamte am Ende der Verwendungszeit gegen-
über der zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrich-
tung einen Anspruch auf eine laufende Alterssicherungsleis-
tung, auch im Falle der Kapitalisierung eines an sich zuste-
henden laufenden Anspruchs (siehe 2.1) oder auf eine einma-
lige Alterssicherungsleistung (siehe 2.2) erworben hat. Nur 
dann, wenn die Verwendungszeit als ruhegehaltfähig aner-
kannt wurde, kann sie, sofern sie in Gebieten im Sinne des 
§ 13 Absatz 2 und 3 zurückgelegt wurde, als doppelt ruhege-
haltfähig anerkannt werden.

Besteht ausnahmsweise für eine Verwendungszeit kein 
Anspruch auf eine (einmalige oder laufende) Alterssiche-
rungsleistung von einer zwischenstaatlichen oder überstaat-
lichen Einrichtung und hat die Beamtin oder der Beamte dies 
nachgewiesen, ist dem Antrag auf Berücksichtigung der ent-
sprechenden Verwendungszeit als ruhegehaltfähig stattzuge-
ben. Die Antragsfrist für Ansprüche auf eine laufende Al-
terssicherungsleistung gilt entsprechend. Ein fristgerecht ge-
stellter Antrag wirkt ab Ruhestandsbeginn.

Auch Hinterbliebene sind für den Fall, dass die Beamtin 
oder der Beamte keinen Antrag gestellt hat, antragsberech-
tigt, sofern sie von der zwischenstaatlichen oder überstaatli-
chen Einrichtung eine Alterssicherungsleistung für Hinter-
bliebene erhalten. Die jeweiligen Antragsfristen gelten ent-
sprechend.

Um die Beamtin oder den Beamten in die Lage zu verset-
zen, die Auswirkungen der Nichtbeantragung der Zeit einer 
Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatli-
chen oder überstaatlichen Einrichtung auf die voraussichtli-
che Höhe des Ruhegehaltes beurteilen zu können, ist der Be-
amtin oder dem Beamten auf Antrag innerhalb von 3 Mona-
ten eine die Vordienstzeiten berücksichtigende Versorgungs-
auskunft mit Vergleichsberechnung der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit mit und ohne Zeiten der Verwendung im öffentli-
chen Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung zu erteilen. Zudem wird auf der Internetseite 
des Zolls zum Thema „Versorgung des Bundes“ eine Tabelle 
über die Höhe der Versorgungsanwartschaften beim Bund 
veröffentlicht.
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2.1	� Anspruch auf eine laufende Alterssicherungsleistung

a)	 Frist

Eine realistische Einschätzung sowohl des wirtschaftlichen 
Wertes der Alterssicherungsleistung als auch des (in Abhän-
gigkeit des weiteren Lebenslaufes ermittelten) deutschen 
Ruhegehaltes kann erst mit Beginn des deutschen Ruhestan-
des erfolgen. Auch die zwischenstaatliche oder überstaatli-
che Einrichtung kann nicht in jedem Fall eine genaue Prog-
nose über die tatsächliche Höhe der laufenden Alterssiche-
rungsleistung zum künftigen Zahlungszeitpunkt treffen. 
Deshalb kann ein Antrag auf Berücksichtigung der Zeit einer 
Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatli-
chen oder überstaatlichen Einrichtung als ruhegehaltfähig 
bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Beginn des Ruhe-
standes gestellt werden (§ 6a Absatz 4 Satz 2).

Sollte die Verwendung auch nach Beginn des Ruhestandes 
andauern, beginnt die Frist mit Beendigung der Verwen-
dung.

Sind Hinterbliebene antragsberechtigt, kann der Antrag 
bis zu zwölf Monate nach Ablauf des Sterbemonats gestellt 
werden.

Wird bis zum Beginn des Ruhestandes bzw. in dessen un-
mittelbarem zeitlichen Vorfeld kein Antrag auf Berücksich-
tigung der Zeit einer Verwendung im öffentlichen Dienst ei-
ner zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung als 
ruhegehaltfähig gestellt, bleibt diese Zeit bei der Festsetzung 
der Versorgungsbezüge unberücksichtigt. Dies gilt (unbe-
schadet des § 53) auch, wenn die Verwendung nach Beginn 
des Ruhestandes weiter andauert.

b)	 Voraussetzungen 

Dem fristgerecht gestellten Antrag ist bei nachweislichem 
Anspruch auf eine laufende Alterssicherungsleistung ohne 
weitere Voraussetzung stattzugeben.

c)	 Höhe des anzurechnenden Betrages

Es ist die laufende Alterssicherungsleistung vor Abzug von 
Steuern und Sozialabgaben anzurechnen (vgl. A.I.3.).

d)	 Wirkung des Antrages

Ein positiv beschiedener Antrag wirkt gemäß § 6a Absatz 4 
Satz 3 ab Beginn des Ruhestandes. Wurden die Versorgungs-
bezüge bereits festgesetzt, erfolgt eine rückwirkende Neu-
festsetzung der Versorgungsbezüge. Die Änderung ist auf 
die Berücksichtigung der Zeit der Verwendung im öffentli-
chen Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung zu begrenzen, um ausschließlich diese Regelung 
einem Rechtsbehelf zugänglich zu machen. 

Wird der Antrag infolge einer nach Beginn des Ruhestan-
des fortdauernden Verwendung erst nach deren Beendigung 
gestellt, wirkt er ebenfalls ab Beginn des Ruhestandes. Um in 
diesen Fällen eine temporäre Besserstellung bei der Anrech-
nung von Verwendungseinkommen infolge der späteren/
noch nicht erfolgten Antragstellung mit dem Effekt einer 
Umgehung der Ruhensregelung nach § 53 zu vermeiden, ist 
in diesen Fällen neben der rückwirkenden Neufestsetzung 
der Versorgungsbezüge auch die Ruhensregelung nach § 53 
mit dem nunmehr maßgeblichen (erhöhten) Ruhegehalt 
rückwirkend durchzuführen. Der (Erst-)Ruhensregelungs-
bescheid ist mit einem entsprechenden Vorbehalt zu verse-
hen.

e)	 mehrere Verwendungen

Liegen mehrere, zeitlich getrennte Verwendungen vor, kann 
der Antrag nur dann auf einzelne Verwendungen beschränkt 
werden, wenn die aus den jeweiligen Verwendungen zuste-
henden laufenden Alterssicherungsleistungen eindeutig von-
einander abgegrenzt und zugeordnet werden können. Dies 
ist etwa dann nicht mehr der Fall, wenn ein Kapitalbetrag 
von einer vorherigen Einrichtung auf eine nachfolgende Ein-
richtung übertragen wird und der Beamtin oder dem Beam-
ten von der nachfolgenden Einrichtung eine laufende Alters-
sicherungsleistung unter Berücksichtigung der vorherigen 
Verwendung zusteht. In diesen Fällen muss der Antrag alle 
Zeiträume einer entsprechenden Verwendung umfassen.

f)	 Rücknahme des Antrages

Ein gestellter Antrag kann bis zur Bestandskraft seiner Be-
scheidung zurückgenommen werden. Der die Festsetzung 
ändernde Bescheid ist dann zurückzunehmen, da er infolge 
eines nun fehlenden Antrages rechtswidrig ist. 

2.2	� Anspruch auf eine einmalige Alterssicherungs­
leistung

a)	 Frist

Der Antrag der Beamtin oder des Beamten auf Berücksichti-
gung der Zeit einer Verwendung im öffentlichen Dienst ei-
ner zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung als 
ruhegehaltfähig ist bis zum Ablauf des zwölften Kalender-
monats nach Beendigung der Verwendung zulässig. Wurde 
die Beamtin oder der Beamte erst nach einer solchen Ver-
wendung in den Bundesdienst versetzt oder eingestellt, so 
beginnt die Frist mit der Versetzung oder der Einstellung 
(§ 6a Absatz 4 Satz 1).

b)	 Voraussetzungen

Dem Antrag ist stattzugeben, wenn die Beamtin oder der 
Beamte die einmalige Alterssicherungsleistung (Kapitalbe-
trag) innerhalb von sechs Monaten nach Antragstellung an 
den Dienstherrn abführt (§ 6a Absatz 2 Satz 1).

Die tatsächliche Höhe des Kapitalbetrages ist der Beamtin 
oder dem Beamten in der Regel zeitnah zum Ende der Ver-
wendung bekannt. Die vorgesehene Frist ermöglicht es der 
Beamtin oder dem Beamten, sich innerhalb eines angemesse-
nen Zeitrahmens sowohl einen Überblick über die Finanz-
marktlage zu verschaffen, um weitere wirtschaftliche Ent-
wicklungsmöglichkeiten des Kapitalbetrages abschätzen zu 
können, als auch den Nutzen einer Verwendung des Kapital-
betrages unter Berücksichtigung der persönlichen Lebens-
umstände abzuwägen. 

c)	 Höhe des einzuzahlenden Betrages

Einzuzahlen ist der der Beamtin oder dem Beamten insge-
samt zustehende Betrag. Dies ist derjenige, der ihr oder ihm 
ausgezahlt oder zu ihren oder seinen Gunsten einem Dritten 
zugeflossen ist. Dies gilt auch, wenn die Leistung nicht bean-
tragt oder auf sie verzichtet wird. Wird der Betrag durch 
vorzeitige Teilzahlungen oder in Zukunft beantragbarer, ge-
stückelter Auszahlungen verringert, ist dennoch immer der 
insgesamt zustehende Betrag in einer Summe einzuzahlen. 
Den Nachweis darüber hat die Beamtin oder der Beamte zu 
erbringen.

Auf freiwilligen Beiträgen basierende Anteile bleiben au-
ßer Betracht. Sofern auch die zwischenstaatliche oder über-
staatliche Einrichtung freiwillige Beiträge für die Beamtin 
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oder den Beamten zu einem Pensionssystem leistet, sind die 
auf diesen Beiträgen nebst Erträgen beruhenden Anteile des 
Einmalbetrages ebenfalls von der Abführung freigestellt. Die 
Höhe des ggf. auf freiwilligen Beiträgen beruhenden Anteils 
ist durch die Beamtin oder den Beamten nachzuweisen.

In der weit überwiegenden Zahl der Fälle findet eine Ver-
zinsung zwischen Erhalt und Abführung des Einmalbetra-
ges an den Dienstherrn (dieser Zeitraum umfasst maximal 
18 Monate) nicht statt.

Eine Verzinsung kommt nach § 6a Absatz 3 nur in den 
Fällen in Betracht, in denen eine Versetzung oder Einstel-
lung in den Bundesdienst erst nach dem (ggf. auch länger zu-
rückliegenden) Ende der Verwendung im öffentlichen 
Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein-
richtung erfolgt. In diesen Fällen ist der erhaltene Einmalbe-
trag zwischen dem Beginn des auf die Beendigung der Ver-
wendung folgenden Monats bis zum Ablauf des Monats, der 
der Versetzung oder dem Eintritt in den Bundesdienst vor-
ausgeht, mit zwei Prozentpunkten über dem Basiszinssatz, 
mindestens aber mit zwei Prozent je Jahr – verbleibende 
Monate sind mit je einem Zwölftel des Jahreszinsbetrages zu 
berücksichtigen – zu verzinsen. Eine Übersicht der jeweils 
geltenden Basiszinssätze kann der Internetseite der Bundes-
bank entnommen werden (https:..www.bundesbank.de.de.
bundesbank.organisation.agb–und–regelungen.basiszins 
satz–607820).

Ändert sich der maßgebliche Zinssatz während eines Jah-
res, ist tageweise zu verzinsen.

Die Höhe des einzuzahlenden Betrages, die Kontoverbin-
dung sowie den Termin, bis zu dem der Kapitalbetrag gutge-
schrieben sein muss, ist der Beamtin oder dem Beamten zeit-
nah von der nach § 49 Absatz 1 zuständigen (Versorgungs-)
Dienststelle mitzuteilen.

Die Einzahlungsfrist beginnt mit dem Tag des Eingangs 
des Antrages; sie endet nach sechs Monaten. Fällt das Ende 
der Frist auf einen bankfreien Tag, endet die Frist mit Ablauf 
des letzten, davorliegenden bankoffenen Tages. Sofern die 
Gutschrift bis zu drei Tage nach Fristende erfolgt, ist von ei-
ner fristgerechten Zahlung auszugehen.

d)	 Wirkung des Antrages

Der Antrag wirkt ab Ruhestandsbeginn (§ 6a Absatz 4 
Satz 3). Das bedeutet, nach erfolgter Einzahlung des Betra-
ges positiv beschiedene Verwendungszeiten sind bei der 
Festsetzung des Ruhegehaltes zu berücksichtigen. Sie sind 
auch bereits bei einer Auskunft über die Versorgungsbezüge 
zu berücksichtigen.

Wird die Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwi-
schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung gleichzei-
tig mit dem Ruhestandsbeginn beendet oder liegt der Ruhe-
standsbeginn innerhalb der Antragsfrist, so erfolgt die Fest-
setzung zunächst ohne die Berücksichtigung der entspre-
chenden Zeiten.

Wurden die Versorgungsbezüge bereits festgesetzt, erfolgt 
eine rückwirkende Neufestsetzung der Versorgungsbezüge. 
Die Änderung ist auf die Berücksichtigung der Zeit der Ver-
wendung im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Einrichtung zu begrenzen, um aus-
schließlich diese Regelung einem Rechtsbehelf zugänglich 
zu machen. 

e) mehrere Verwendungen

Da die Frist für die Beantragung von Zeiten einer Verwen-
dung im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung als ruhegehaltfähig an die Been-
digung der jeweiligen Verwendung geknüpft ist, ist für jede 
Verwendung ein Antrag erforderlich. Die Berücksichtigung 
einer Verwendung als ruhegehaltfähig kann nur für den ge-
samten Zeitraum beantragt werden; eine Teilung des Zeit-
raumes mit der Folge, nur einen Bruchteil des Kapitalbetra-
ges einzuzahlen, ist gesetzlich nicht vorgesehen.

Demgegenüber können mehrere Verwendungen unter-
schiedlich behandelt werden, wenn die aus den jeweiligen 
Verwendungen zustehenden Kapitalbeträge eindeutig vonei-
nander abgegrenzt und zugeordnet werden können. Dies ist 
etwa dann nicht mehr der Fall, wenn ein Kapitalbetrag von 
einer vorherigen Einrichtung auf eine nachfolgende Einrich-
tung eingezahlt oder übertragen wird und der Beamtin oder 
dem Beamten von der nachfolgenden Einrichtung einen ent-
sprechend höheren Kapitalbetrag erhält. In beiden Fällen 
muss der Antrag beide Zeiträume umfassen und es muss der 
gesamte, zuletzt erhaltene Kapitalbetrag eingezahlt werden.

f) Rücknahme des Antrages

Ein gestellter Antrag kann bis zu seiner endgültigen Beschei-
dung zurückgenommen werden. Im Übrigen erledigt sich 
ein gestellter Antrag und er ist negativ zu bescheiden, wenn 
der Kapitalbetrag nicht innerhalb der gesetzten Frist von 
sechs Monaten nach Antragstellung eingezahlt wird.

3. Anrechnung nach § 56 (neu)

Nach neuem Recht bedarf es lediglich im Falle des Bezugs 
einer laufenden Alterssicherungsleistung von Seiten der zwi-
schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung einer Re-
gelung des Vorteilsausgleichs, sofern die entsprechende Ver-
wendungszeit auf Antrag als ruhegehaltfähige Dienstzeit be-
rücksichtigt wird.

§ 56 sieht daher vor, dass in diesem Fall die anderweitig be-
zogene laufende Alterssicherungsleistung in voller Höhe 
(1:1) auf die Versorgungsbezüge angerechnet wird: Das Ru-
hegehalt (gemäß Absatz 4 auch das Witwen-, Witwer- oder 
Waisengeld) ruht in Höhe des Betrages der von der zwi-
schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung zustehen-
den laufenden Alterssicherungsleistung.

Es ist grundsätzlich die laufende Alterssicherungsleistung 
vor Abzug von Steuern und Sozialabgaben anzurechnen, so-
fern sich nachfolgend nichts anderes ergibt:

– Vor einer Anrechnung ist die laufende Alterssicherungs-
leistung ggf. um die Anteile zu verringern, die auf Zeiten 
nach Beginn des Ruhestandes entfallen. Lässt sich weder 
durch die Beamtin oder den Beamten noch durch die 
zwischenstaatliche oder überstaatliche Einrichtung der 
auf die Zeit nach Beginn des Ruhestandes entfallende 
Anteil ermitteln, ist eine zeitanteilige Berechnung durch-
zuführen. Unter Berücksichtigung der Berechnungsvor-
gaben des § 14 Absatz 1 Satz 2 und 3 ist dabei das Ver-
hältnis der Zeit nach Beginn des Ruhestandes zur gesam-
ten Verwendungszeit auf die insgesamt zustehende lau-
fende Alterssicherungsleistung umzulegen; der so ermit-
telte Teil bleibt außer Betracht. Die Nichtberücksichti-
gung dieser Anteile korrespondiert mit der Regelung 
nach § 6a Absatz 1 Satz 1, wonach nur Zeiten im Dienst 
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einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrich-
tung, die vor Beginn des Ruhestandes zurückgelegt wer-
den, als ruhegehaltfähig anzuerkennen sind und somit 
eine Erhöhung des Ruhegehaltes bewirken können.

	– Gleiches gilt für auf freiwillige Beiträge entfallende An-
teile. Sofern auch die zwischenstaatliche oder überstaatli-
che Einrichtung freiwillige Beiträge für die Beamtin oder 
den Beamten zu einem Pensionssystem leistet, sind die 
auf diesen Beiträgen nebst Erträgen beruhenden Anteile 
ebenfalls von der Anrechnung freigestellt. Die Höhe des 
ggf. auf freiwilligen Beiträgen beruhenden Anteils ist 
durch die Beamtin oder den Beamten nachzuweisen.

In den Fällen einer vorzeitigen Verringerung des Betrages, 
des Verzichts auf die andere Leistung oder deren Nichtbean-
tragung ist der ansonsten zustehende Betrag zugrunde zu le-
gen. Hierdurch wird eine willkürliche Verringerung des an-
zurechnenden Betrages bei einer Antragstellung nach § 6a im 
Fall des Anspruchs auf eine laufende Alterssicherungsleis-
tung vermieden. Damit ist sichergestellt, dass die Anrech-
nung nicht durch Absprachen, die auf eine Verringerung des 
eigentlich zustehenden monatlichen Betrags der laufenden 
Alterssicherungsleistung abzielen, umgangen werden kann. 
Der ansonsten zustehende Betrag ist von der Beamtin oder 
dem Beamten nachzuweisen.

4.	� Übergangsregelungen für am 30. Juni 2020 
vorhandene Beamtinnen und Beamte

Die neuen Regelungen der §§ 6 und 6a gelten auch für am 30. 
Juni 2020 im aktiven Dienst stehende Beamtinnen und Be-
amte, die am 1. Juli 2020

	– eine entsprechende Verwendung bereits beendet hatten 
(siehe 4.1) oder

	– sich noch in einer entsprechenden Verwendung befinden 
(siehe 4.2).

Die betroffenen Bediensteten sind von den Personalstellen 
von Amts wegen auf geeignete Weise über die Neuregelung 
zu informieren. Das diesem Einführungsschreiben beigefüg-
te Merkblatt kann betroffenen Beamtinnen und Beamten 
ausgehändigt werden. Es wird sowohl auf der Internetseite 
des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat als 
auch auf der Internetseite des Zolls zum Thema „Versorgung 
des Bundes“ eingestellt.

4.1	 Vor dem 1.7.2020 beendete Verwendungen

War eine Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwi-
schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung vor dem 
1. Juli 2020 bereits beendet, die Beamtin oder der Beamte 
aber noch nicht im Ruhestand, findet § 6a Anwendung.

a)	 Anspruch auf eine laufende Alterssicherungsleistung

Hat die Beamtin oder der Beamte einen Anspruch auf eine 
laufende Alterssicherungsleistung erworben, gelten die Aus-
führungen unter A.I.2.1.

b)	 Erhalt einer einmaligen Alterssicherungsleistung

Hat die Beamtin oder der Beamte eine einmalige Alterssiche-
rungsleistung (Kapitalbetrag) erhalten, gelten grundsätzlich 
die Ausführungen unter A.I.2.2.

In diesen Fällen kann ein Antrag auf Berücksichtigung der 
Zeit der Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwischen-
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung als ruhegehalt-
fähig bis zum 31. Januar 2022 gestellt werden (§ 69m Ab-

satz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b). Ein Antrag ist ent-
behrlich, wenn der erhaltene Kapitalbetrag bereits vor dem 
1. Juli 2020 abgeführt wurde; in diesen Fällen ist die jeweilige 
Verwendungszeit ruhegehaltfähig (§ 69m Absatz 1 Satz 2).

Der Kapitalbetrag, der ebenfalls innerhalb von sechs Mo-
naten nach Antragsstellung einzuzahlen ist, ist vom Beginn 
des auf die Beendigung der Verwendung folgenden Monats-
ersten bis zum 30. Juni 2020 zu verzinsen (§ 69m Absatz 1 
Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a). Die Verzinsung beträgt zwei 
Prozentpunkte über dem Basiszinssatz, mindestens aber 
zwei Prozent pro Jahr. Über volle Jahre hinausgehende Mo-
nate sind mit je einem Zwölftel des Jahreszinsbetrages zu be-
rücksichtigen. Ändert sich der maßgebliche Zinssatz wäh-
rend eines Jahres, ist tageweise zu verzinsen.

Für Verzinsungen von Zeiträumen vor Einführung des 
Basiszinssatzes ist der Mindestsatz von zwei Prozent pro 
Jahr zu berücksichtigen.

Eine Übersicht über die für die angegebenen Zeiträume 
maßgeblichen Zinssätze ist als Anlage beigefügt.

4.2	 Verwendung dauert über den 30. Juni 2020 hinaus an

In diesem Fall gelten die Ausführungen zu A.I.1. bis 3.

5.	� Übergangsregelungen für am 30. Juni 2020 
vorhandene Versorgungsempfängerinnen und Ver­
sorgungsempfänger sowie deren künftige Hinter­
bliebene

Für am 30. Juni 2020 vorhandene Versorgungsempfängerin-
nen und Versorgungsempfänger gilt die am 30. Juni 2020 be-
stehende Rechtslage weiter fort (für mit Ablauf des 30. Juni 
2020 in den Ruhestand tretende oder versetzte Beamtinnen 
und Beamten gilt A.I.4.).

Dabei sind nicht nur die durch das BesStMG ab dem 1. Juli 
2020 aufgehobenen oder geänderten und in § 69m Absatz 2 
Satz 1 erster Halbsatz genannten, sondern auch die in § 69m 
Absatz 2 Satz 1 zweiter Halbsatz genannten Vorschriften 
weiter anzuwenden.

Sofern bei diesen Versorgungsempfängerinnen und Ver-
sorgungsempfängern § 56 Absatz 1 Satz 1, 1. Alternative 
i. V. m. Absatz 2 i. d. F. bis 30. Juni 2020 zur Anwendung 
kommt („Höchstgrenzenberechnung“), können sie einmalig 
und mit Wirkung für die Zukunft beantragen, dass ihr Ruhe-
gehalt in Höhe von 1,79375 Prozent der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge für jedes Jahr einer Verwendung im öffentli-
chen Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung ruht (zeitbezogenes Ruhen, § 69m Absatz 2 
Satz 2). Über volle Jahre hinausgehende Dienstzeiten sind 
tageweise zu bestimmen („Spitzberechnung“). Zeiten ab Be-
ginn des Ruhestandes sind nicht zu berücksichtigen, es sei 
denn, sie führen zu einer Erhöhung des Ruhegehaltssatzes.

Die entsprechenden Versorgungsfälle sind von Amts we-
gen zu ermitteln. Die betroffenen Versorgungsempfängerin-
nen und Versorgungsempfänger sind über ihr Antragsrecht 
nach § 69m Absatz 2 zu informieren.

Auf Antrag ist eine Auskunft speziell zur Höhe des Ruhe-
gehaltes unter Berücksichtigung eines zeitbezogenen Ru-
hensbetrages zu erteilen (§ 69m Absatz 2 Satz 6); diese Aus-
kunftsersuchen sind vorrangig und zeitnah zu bearbeiten.

Gehen Anträge auf Umstellung der Ruhensregelung bis 
zum 31. Juli 2021 bei der zuständigen pensionsregelnden 
Stelle ein, erfolgt die Umstellung rückwirkend zum 1. Juli 
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2020 (§ 69m Absatz 2 Satz 7). Bei ab dem 1. August 2021 ein-
gehenden Anträgen erfolgt die Umstellung zum Beginn des 
Monats, in dem der Antrag eingegangen ist (§ 69m Absatz 2 
Satz 8).

6.	� Änderungen in der Entsendungsrichtlinie Bund 
(EntsR) 

Die Zeit einer Entsendung nach der EntsR zu einer zwi-
schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung ist nur auf 
Antrag ruhegehaltfähig. § 3 Absatz 5 Satz 1 EntsR ist für 
Zeiten einer Verwendung im öffentlichen Dienst bei einer 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung ab 
1. Juli 2020 nicht mehr anzuwenden. Das diesem Einfüh-
rungsschreiben beigefügte Merkblatt kann den bereits ent-
sandten und den künftig zu entsendenden Beamtinnen und 
Beamten ausgehändigt werden. Es wird sowohl auf der In-
ternetseite des Bundesministeriums des Innern, für Bau und 
Heimat als auch auf der Internetseite des Zolls zum Thema 
„Versorgung des Bundes“ eingestellt. Eine entsprechende 
Anpassung wird bei der nächsten Überarbeitung der EntsR 
erfolgen.

II.	 Neufassung von § 13 Absatz 3

Die Regelung entspricht dem bisherigen § 13 Absatz 2 Satz 3 
mit der redaktionellen Klarstellung, dass § 31a in der jeweils 
geltenden Fassung anzuwenden ist. Vor diesem Hintergrund 
gelten die Textziffern 13.2.3.1 bis 13.2.3.3 der BeamtVGVwV 
sinngemäß bis zu einer Anpassung der BeamtVGVwV zu 
§ 13 weiter. Ändern sich die Voraussetzungen des § 31a Ab-
satz 1 Satz 2 oder wird eine Verwendung während ihrer 
Dauer nicht mehr von § 31a Absatz 1 Satz 2 erfasst, erfolgt 
die Ermittlung des als doppelt ruhegehaltfähig zu berück-
sichtigenden Zeitraums taggenau. 

III.	 Änderung des § 14

1.	 Änderungen in Absatz 3 – Versorgungsabschlag

Mit der Verweisung des § 14 Absatz 3 Satz 5 und 6 auf Zeiten 
im Sinne des § 6a wird erreicht, dass Zeiten einer Verwen-
dung im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung bei der Ermittlung der für einen 
abschlagsfreien vorgezogenen Ruhestand erforderlichen 
45 Jahre bzw. im Fall der Dienstunfähigkeit 40 Jahre berück-
sichtigt werden können, auch wenn diese Zeiten nicht nach 
§ 6a als ruhegehaltfähig beantragt wurden.

2.	 Änderungen in Absatz 4 – Mindestversorgung

Mit der Einfügung der Verweisung auf § 6a in § 14 Absatz 4 
Satz 4 wird erreicht, dass Zeiten einer Verwendung im öf-
fentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatli-
chen Einrichtung bei der Ermittlung der für die Gewährung 
einer Mindestversorgung erforderlichen fünf Jahre ruhege-
haltfähiger Dienstzeit berücksichtigt werden, wenn diese 
Zeiten auch als ruhegehaltfähig beantragt und anerkannt 
wurden. Gleichzeitig wird geregelt, dass eine Mindestver-
sorgung nicht zusteht, sofern das erdiente Ruhegehalt nur 
wegen der Nichtbeantragung von Zeiten im Sinne des § 6a 
die Mindestversorgung unterschreiten sollte.

IV. Änderung § 50a

Mit dem BesStMG wird die Systematik der Anerkennung 
von Kindererziehungszeiten unabhängig vom Geburtsda-
tum vereinheitlicht. 

Ab dem 1. September 2020 sind daher auf Kindererzie-
hungszeiten für vor 1992 geborene Kinder die rentenrechtli-
chen Maßgaben, wie sie bereits für nach 1991 geborene Kin-
der gelten, anzuwenden. Eine Unterscheidung wird es – wie 
in der Rente – nur noch hinsichtlich der Dauer der berück-
sichtigungsfähigen Kindererziehungszeit geben (siehe 1.). 
Dies gilt für alle Versorgungsfälle, in denen der Ruhestand 
nach dem 31. August 2020 beginnt (siehe 2.). Für am 31. Au-
gust 2020 bereits vorhandene Versorgungsempfängerinnen 
und Versorgungsempfänger gibt es Übergangsregelungen 
(siehe 3.).

1. Kindererziehungszuschlag ab 1. September 2020

Die Berücksichtigung einer Kindererziehungszeit von sechs 
Monaten ab Geburt als ruhegehaltfähige Dienstzeit für vor 
1992 geborene Kinder entfällt ab dem 1. September 2020. Ab 
dem 1. September 2020 wird auch für vor 1992 geborene 
Kinder das erdiente Ruhegehalt um einen Kindererziehungs-
zuschlag erhöht, dessen Berechnung sich nach § 50a Ab-
satz 2 bis 7 richtet.

Die Kindererziehungszeit beträgt für vor 1992 geborene 
Kinder 30 Kalendermonate und für nach 1991 geborene Kin-
der unverändert 36 Kalendermonate.

Wegen der Vereinheitlichung des Anerkennungssystems 
ist eine Differenzierung zwischen innerhalb und außerhalb 
des Beamtenverhältnisses geborenen Kindern nicht mehr er-
forderlich. Daher wird ein Kindererziehungszuschlag 
grundsätzlich auch für außerhalb eines Beamtenverhältnisses 
zurückgelegte Kindererziehungszeiten gewährt, soweit 
nicht die Einschränkungen des § 50a Absatzes 1 Satz 2 vor-
liegen.

Kindererziehungszeiten für im Beitrittsgebiet bis zum 
2. Oktober 1990 geborene Kinder werden weiterhin grund-
sätzlich in der gesetzlichen Rentenversicherung berücksich-
tigt.

2. Ab 1. September 2020 eintretende Versorgungsfälle

Für nach dem 31. August 2020 eintretende Versorgungsfälle 
ist von Amts wegen bei der Festsetzung der Versorgungsbe-
züge ein Kindererziehungszuschlag zu ermitteln. Für die 
Dauer der maßgeblichen Kindererziehungszeit ist das Ge-
burtsdatum ausschlaggebend.

3.  Übergangsregelungen für am 31. August 2020 
 vorhandene Versorgungsempfängerinnen und 
Versorgungsempfänger

Für am 31. August 2020 vorhandene Versorgungsemfänge-
rinnen und Versorgungsempfänger verbleibt es bei der Be-
rücksichtigung von sechs Monaten ruhegehaltfähiger 
Dienstzeit ab Geburt des Kindes. Da nicht ausgeschlossen 
werden kann, dass im Einzelfall die Erhöhung des Ruhege-
haltssatzes durch eine Berücksichtigung von sechs Monaten 
ab Geburt als ruhegehaltfähige Dienstzeit für die betroffene 
Beamtin oder den betroffenen Beamten insgesamt günstiger 
ausfällt als ein zu gewährender Zuschlag, erfolgt keine Um-
stellung auf den Kindererziehungszuschlag von Amts we-
gen.
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Die am 31. August 2020 vorhandenen Versorgungsemfän-
gerinnen und Versorgungsempfänger, bei denen eine ruhege-
haltfähige Dienstzeit nach § 85 Absatz 7 in der bis zum 31. 
August 2020 geltenden Fassung berücksichtigt worden ist, 
können die Anwendung des § 50a aber beantragen. Dem An-
trag ist stattzugeben, wenn das Ruhegehalt ohne die Zeiten 
nach § 85 Absatz 7 i. d. F. bis 31. August 2020 zuzüglich des 
nach § 50a ermittelten Zuschlages das bisherige Ruhegehalt 
übersteigt. Dabei gilt:

	– Der Vergleich ist zum Stichtag 1. September 2020 durch-
zuführen. In den Fällen des § 69m Absatz 3 Satz 4 (Bean-
tragung nach dem 30. November 2020) ist der Vergleich 
zum Ersten des jeweiligen Antragsmonats durchzufüh-
ren.

	– Bei der Ermittlung des zustehenden Zuschlages sind die 
Höchstgrenzen nach § 50a zu beachten.

	– Bei der Ermittlung des Zuschlages ist der in § 70 Absatz 1 
Satz 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch bestimmte 
Bruchteil des jeweils zum (beantragten) Zeitpunkt der 
Umstellung geltenden aktuellen Rentenwertes zugrunde 
zu legen.

	– Der Vergleich ist vor Anwendung des § 14 Absatz 3 (Ver-
sorgungsabschlag) durchzuführen.

Da § 50a Absatz 8 ab 1. September 2020 entfällt, besteht 
für die Gewährung eines Kindererziehungszuschlages unter 
Zugrundelegung einer Kindererziehungszeit von zwölf Ka-
lendermonaten keine gesetzliche Grundlage mehr. Entspre-
chende Fälle sind von Amts wegen ab 1. September 2020 auf 
die neue Regelung umzustellen.

Um die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfänger im Hinblick auf eine fehlende technische Unter-
stützung bei der Identifizierung der entsprechenden Zahlfäl-
le flächendeckend über die Änderung zu informieren, emp-
fiehlt sich der Andruck eines Textbausteins auf allen Be-
scheinigungen über Versorgungsbezüge für Abrechnungs-
monate vor September 2020. Dabei kann folgendes Muster 
genutzt werden:

„Mit dem Besoldungsstrukturenmodernisierungsgesetz 
werden zum 1. September 2020 Verbesserungen hinsichtlich 
der Berücksichtigung von Kindererziehungszeiten für vor 
1992 geborene Kinder eingeführt (sog. Mütterrente). Be-
stand in den ersten 6 Lebensmonaten des Kindes ein Beam-
tenverhältnis, waren Sie nach der Geburt des Kindes bzw. 
der Mutterschutzfrist beurlaubt oder teilzeitbeschäftigt und 
erhalten Sie für die Kindererziehungszeit keine Leistungen 
von der Deutschen Rentenversicherung, haben Sie die Mög-
lichkeit, auf Antrag eine Neubewertung Ihrer Kindererzie-
hungszeit vornehmen lassen. Im Rahmen einer Vergleichs-
berechnung wird dann geprüft, ob die neuen Berechnungs-
modalitäten für Sie günstiger sind. Den formlosen schriftli­
chen oder elektronischen Antrag senden Sie bitte unter 
Angabe Ihrer Personalnummer an Ihre Versorgungsdienst-
stelle (siehe Briefkopf). Bitte fügen Sie Ihrem Antrag eine 
Kopie der Geburtsurkunden der Kinder und einen Renten-
versicherungsverlauf (soweit vorhanden) bei.“

Diese Information sollte jedoch in den Fällen unterblei-
ben, in denen der Höchstruhegehaltssatz erreicht ist und 
den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen die Endstufe der Be-
soldungsgruppe bzw. wegen der Überleitung im Rahmen 
des Dienstrechtsneuordnungsgesetzes die vorletzte Stufe mit 
einem Überleitungsbetrag zugrunde liegt.

V. 	 Änderung des § 55
Die Verrentung von Kapitalbeträgen wird geändert. Der 
Neuregelung liegt der Gedanke zugrunde, dass der Kapital-
betrag zum Erwerb von Entgeltpunkten in die gesetzliche 
Rentenversicherung eingezahlt wird.

Erhält die Versorgungsempfängerin oder der Versor-
gungsempfänger einen Kapitalbetrag anstelle einer laufenden 
Rente, sind daher ab dem 1. Juli 2020 für die Verrentung die 
entsprechenden rentenrechtlichen Regelungen für eine Um-
wandlung von Beiträgen in Entgeltpunkte maßgebend. Die 
entsprechenden Werte werden jährlich durch das Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales im Bundesgesetzblatt be-
kanntgegeben (zuletzt: BGBl. 2019 I S. 2868).

Die sich ergebenden Entgeltpunkte werden dann zum 
Zeitpunkt der Ruhensregelung mit dem jeweils aktuellen 
Rentenwert vervielfältigt. Der sich ergebende Betrag ist der 
Ruhensregelung nach § 55 zugrunde zu legen.

VI.	 Änderung des § 57
Nach § 10 Absatz 2 des Versorgungsausgleichgesetzes 
(VersAusglG) ist ein Versorgungsträger berechtigt, den Aus-
gleich nur in Höhe des Wertunterschiedes zwischen einem 
übertragenen Anrecht und einem erworbenen Anrecht glei-
cher Art zu vollziehen. In der Beamtenversorgung kommt 
dieser Fall zum Tragen, wenn eine Ehe zwischen zwei Bun-
desbeamten geschieden wurde. Beiden Ehegatten wird die Be-
amtenversorgung gekürzt und sie erwerben einen korrespon-
dierenden Anspruch nach dem Bundesversorgungsteilungs-
gesetz (BVersTG). Durch die nach § 10 Absatz 2 VersAusglG 
zulässige Verrechnung wird eine gleichzeitige Kürzung des 
Ruhegehaltes und Zahlung eines Anspruchsbetrages nach 
dem BVersTG auf beiden Seiten vermieden. Versorgungsträ-
ger im Sinne des § 10 Absatz 2 Satz 1 VersAusglG („bei dem-
selben Versorgungsträger“) sind diejenigen, die das Beamten-
versorgungsgesetz (des Bundes) anwenden, auch wenn es sich 
ggf. um unterschiedliche Dienstherren des Bundes oder Ver-
sorgungsdienststellen eines Dienstherrn handelt. In diesen 
Fällen ist eine Verrechnung nach vorheriger Abstimmung der 
beiden betroffenen Versorgungsdienststellen vorzunehmen; 
§ 10 Absatz 2 Satz 2 VersAusglG ist hier nicht einschlägig.

Mit der Änderung des § 57 Absatz 2 Satz 1 werden zukünf-
tig die nach § 10 Absatz 2 VersAusglG verrechneten Monats-
beträge dynamisiert. Damit wird zudem erreicht, dass für die 
Dynamisierung beider Beträge derselbe Anknüpfungspunkt 
gilt, der sich sowohl beim Kürzungsbetrag nach § 57 als auch 
beim Anspruchsbetrag nach § 3 BVersTG danach richtet, ob 
sich die (nach Verrechnung insgesamt) ausgleichspflichtige 
Person bereits im Ruhestand befindet oder nicht.

Die Regelung gilt grundsätzlich auch für am 1. Januar 
2020 vorhandene Bestandsfälle; soweit eine Verrechnung 
bisher nicht stattgefunden hat, ist diese in Abstimmung mit 
der jeweiligen anderen Versorgungsdienststelle zum nächst-
möglichen Zeitpunkt durchzuführen.

B.	 Versorgungsrücklagegesetz (VersRücklG)
Gemäß § 6 Absatz 4 VersRücklG sind ab dem 1. Januar 2020 
vereinnahmte Versorgungszuschläge, die bei Abordnungen 
einer Bundesbeamtin oder eines Bundesbeamten zu einem 
Land, einer Gemeinde, einem Gemeindeverband oder einer 
sonstigen nicht der Bundesaufsicht unterstehenden Körper-
schaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts von die-
sen an den Bund für die Dauer der Abordnung gezahlt wer-
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den, an die Versorgungsrücklage abzuführen. Die Neurege-
lung gilt nicht für vor dem 1. Januar 2020 bereits verein-
nahmte Versorgungszuschläge.

Zudem wird der Beginn der Entnahme aus dem Versor-
gungsfonds von 2020 auf 2030 verschoben, um einen unver-
hältnismäßig hohen Verwaltungsaufwand zu vermeiden. Auf 
Grund der Altersstruktur der Betroffenen dürften bis 2030 
nur wenige der seit 2007 eingestellten Beamtinnen und Be-
amten, Richterinnen und Richter und Soldatinnen und Sol-
daten in den Ruhestand treten oder versetzt werden; folglich 
wären nur geringe Entnahmen zu erwarten. Das neu einzu-
richtende Erstattungsverfahren rentiert sich aber nur ab ei-
ner gewissen Zahl von Fällen bzw. Höhe der Erstattungsbe-
träge, die voraussichtlich erst 2030 erreicht werden.  

C.	 Bundesversorgungsteilungsgesetz (BVersTG)

I.	 Höhe des Anspruchsbetrages nach § 2 BVersTG

Wird die nach BVersTG anspruchsberechtigte Person wegen 
Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt oder erhält sie 
wegen Erwerbsunfähigkeit eine Rente, wird der Anspruch 
nach BVersTG um einen Abschlag vermindert. Dies gilt für 
alle ab dem 1. Januar 2020 neu eintretenden Zahlfälle nach 
dem BVersTG. Die Zahlbeträge der am 1. Januar 2020 be-
reits bestehenden Zahlfälle sind nicht nachträglich zu verrin-
gern.

Die Verringerung erfolgt analog den Regelungen, die für 
einen Abschlag in dem nach § 2 Absatz 3 Satz 1 BVersTG 
maßgeblichen Alterssicherungssystem gelten. Erfolgt die 
Zahlung nach BVersTG beispielsweise, weil die anspruchs-
berechtigte Person einen Anspruch auf Leistungen wegen 
Erwerbsunfähigkeit aus der Gesetzlichen Rentenversiche-
rung hat, ist der Zahlbetrag nach § 3 BVersTG um den Pro-
zentsatz zu verringern, um den die Rente verringert wurde.

II.	� Dynamisierung des Anspruchsbetrages nach  
§ 3 BVersTG

Eine mit der Änderung des § 57 Absatz 2 korrespondierende 
Änderung wurde in § 3 BVersTG umgesetzt, siehe hierzu 
A.VI.

III.	� Aufhebung § 5 BVersTG – Erstattungsanspruch bei 
Wechsel des Dienstherrn

Der nach durchgeführter interner Teilung im Falle des Wech-
sels oder Ausscheidens der ausgleichspflichtigen Person ge-

gen den neuen Dienstherrn oder die Rentenversicherung be-
stehende Anspruch auf Erstattung der geleisteten Zahlungen 
richtet sich ab dem 1. Januar 2020 nach § 47a Absatz 2 
VersAusglG.

D.	 Versorgungsausgleichsgesetz (VersAusglG)

Eine die Aussetzung der Kürzung der laufenden Versorgung 
auf Grund eines Versorgungsausgleichs nach § 35 Absatz 1 
VersAusglG begründende Versetzung in den Ruhestand we-
gen Erreichens einer besonderen Altersgrenze liegt immer 
dann vor, wenn eine Versetzung oder ein Eintritt in den Ru-
hestand vor Erreichen der Regelaltersgrenze nach dem Bun-
desbeamtengesetz erfolgte. Dies gilt nicht für Fälle des einst-
weiligen Ruhestands.

Damit kann auch in den Fällen einer Versetzung oder eines 
Eintritts in den Ruhestand nach dem Bundespolizeibeam-
tengesetz eine Aussetzung der Kürzung im Rahmen des § 35 
VersAusglG erfolgen.

Das Rundschreiben vom 15. März 2016, Az: D4 – 
30301/50#3 wird hiermit aufgehoben.

E.	 Altersgeldgesetz (AltGG)

Die Änderungen im AltGG zeichnen die Änderungen im 
BeamtVG unter Berücksichtigung der jeweiligen Besonder-
heiten nach. Es wird daher insofern auf die jeweiligen Aus-
führungen zum BeamtVG (siehe A.I und A.II) verwiesen.

Daneben werden § 11 AltGG (Wegfall Einkommensan-
rechnung bei Waisenaltersgeld) und § 13 AltGG (Berech-
nung der Höchstgrenze bei altersgeldfähigen Zeiten vor dem 
17. Lebensjahr im Rahmen einer Rentenanrechnung) an die 
Regelungen des BeamtVG angepasst.

Oberste Dienstbehörden

Deutsche Bundesbank

Nachrichtlich:

Bundesanstalt für Post und Telekommunikation 
– Deutsche Bundespost – 
DienstherrnbefugnisseVersE@banst–pt.de

Deutsche Rentenversicherung Bund 
drv@drv–bund.de 

Deutsche Rentenversicherung Knappschaft–Bahn–See 
personal@kbs.de 

Bundesagentur für Arbeit 
BA–Service Haus 

Service–Haus.Versorgung@arbeitsagentur.de
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Anlage zum Rundschreiben BMI vom 20. Febr. 2020 –  
D4 – 30301.123#12

Geltungszeitraum Basiszinssatz

01.01.1999 – 30.04.1999 2,50 %

01.05.1999 – 31.12.1999 1,95 %

01.01.2000 – 30.04.2000 2,68 %

01.05.2000 – 31.08.2000 3,42 %

01.09.2000 – 31.08.2001 4,26 %

01.09.2001 – 31.12.2001 3,62 %

01.01.2002 – 30.06.2002 2,57 %

01.07.2002 – 31.12.2002 2,47 %

01.01.2003 – 30.06.2003 1,97 %

01.07.2003 – 31.12.2003 1,22 %

01.01.2004 – 30.06.2004 1,14 %

01.07.2004 – 31.12.2004 1,13 %

01.01.2005 – 30.06.2005 1,21 %

01.07.2005 – 31. 12.2005 1,17 %

01.01.2006 – 30.06.2006 1,37 %

01.07.2006 – 31.12.2006 1,95 %

01.01.2007 – 30.06.2007 2,70 %

01.07.2007 – 31.12.2007 3,19 %

01.01.2008 – 30.06.2008 3,32 %

01.07.2008 – 31.12.2008 3,19 %

01.01.2009 – 30.06.2009 1,62 %

01.07.2009 – 30.06.2011 0,12 %

01.07.2011 – 31.12.2011 0,37 %

01.01.2012 – 31.12.2012 0,12 %

01.01.2013 – 30.06.2013 - 0,13 %

01.07.2013 – 31.12.2013 - 0,38 %

01.01.2014 – 30.06.2014 - 0,63 %

01.07.2014 – 31.12.2014 - 0,73 %

01.01.2015 – 30.06.2016 - 0,83 %

01.07.2016 – 30.06.2020 - 0,88 %
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Anlage
MERKBLATT

für aktive Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und Richter, Soldatinnen und Soldaten mit Verwendungszeiten
im öffentlichen Dienst bei einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung (EU, VN, NATO, IWF, EZB,

usw.)

Versorgungsrechtliche Neuregelungen beim Zusammentreffen von Alterssicherungsleistungen aus einer Verwendung im
öffentlichen Dienst der o. g. Einrichtungen mit einem deutschen Ruhegehalt.

I. Grundsätzliches

§ 6a BeamtVG/ § 20a SVG regelt die Berücksichtigung von Zeiten einer Verwendung im öffentlichen Dienst einer
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung.

Die Zeiten einer solchen Verwendung sind nur auf Antrag – also nicht von Amts wegen – für das Ruhegehalt vom Bund als
ruhegehaltfähige Zeit zu berücksichtigen. Dies gilt auch, falls für die Wahrnehmung der Tätigkeit die erforderliche
Beurlaubung dienstlichen Interessen oder öffentlichen Belangen dient.

Zu einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung Beurlaubte nehmen regelmäßig an dem dortigen
Pensionssystem teil, in das sowohl sie selbst als auch die Einrichtung Beiträge einzahlen. Dadurch erwerben sie einen
Anspruch auf eine Alterssicherungsleistung, die entweder als einmalige Leistung in Form eines Kapitalbetrages oder – in
seltenen Fällen wegen der dafür erforderlichen langen Verwendungsdauer – als laufende (monatliche) Leistung gezahlt
wird. Ihren tatsächlichen Anspruch erfragen Sie bitte bei der jeweiligen Einrichtung.

II. Verwendungen, die nach dem 30. Juni 2020 beginnen

Werden Sie nach dem 30. Juni 2020 zu einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung1 ohne Dienstbezüge
beurlaubt und erwerben dort – wie regelmäßig üblich – einen Anspruch auf eine Alterssicherungsleistung, besteht für Sie
folgendes Wahlrecht:

1. Soll die Zeit der Verwendung bei der zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung für Ihr Ruhegehalt vom
Bund als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden, ist dies zu beantragen
(§ 6a BeamtVG/ § 20a SVG). Dafür wird die Alterssicherungsleistung wie folgt verrechnet:

Anspruch in Form eines Kapitalbetrages:
Der Kapitalbetrag ist in voller Höhe an den Bund abzuführen.
Anspruch in Form einer laufenden Leistung:
Ihr zukünftiges monatliches Ruhegehalt vom Bund wird in Höhe der laufenden Alterssicherungsleistung
gekürzt (§ 56 BeamtVG/ § 55b SVG).
Kein Anspruch auf eine Alterssicherungsleistung:
Besteht ausnahmsweise kein Anspruch auf eine Alterssicherungsleistung, wird Ihrem Antrag ohne Anrechnung
von Leistungen stattgegeben.

Auf freiwilligen Beiträgen beruhende Anteile bleiben außer Betracht. Dauerte die Verwendung nach Beginn des
Ruhestandes beim Bund an, bleibt die Alterssicherungsleistung in Höhe des auf die Dauer der Verwendung nach
Beginn des Ruhestandes entfallenden Anteils unberücksichtigt.
Den schriftlichen oder elektronischen Antrag richten Sie an Ihre Versorgungsdienststelle2.

2. Verzichten Sie auf die ruhegehaltfähige Berücksichtigung der Zeit Ihrer Verwendung bei der zwischenstaatlichen oder
überstaatlichen Einrichtung, können Sie den Kapitalbetrag nach eigenem Ermessen verwenden; haben Sie Anspruch auf
eine laufende Alterssicherungsleistung wird diese nicht auf Ihr Ruhegehalt vom Bund angerechnet.
Sie müssen in diesem Fall nichts veranlassen.

Als Entscheidungshilfe steht Ihnen die anliegende Tabelle über die Höhe der Versorgungsanwartschaft beim Bund
– gegliedert nach Besoldungsgruppen und Dauer der Verwendung bei einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen
Einrichtung – zur Verfügung.3 Sie haben auch die Möglichkeit, eine Versorgungsauskunft zu beantragen.

1 Eine ausführliche Liste der zwischen-/überstaatlichen Einrichtungen finden Sie in der Entsendungsrichtlinie Bund, zum Beispiel unter:
https://www.auswaertiges-amt.de/de/karriere/io/personal/-/214372

2 Zum Beispiel: Service-Center der GZD; siehe unter: https://www.zoll.de/DE/Der-Zoll/Versorgung/versorgung_node.html
3 Die jeweils aktuelle Version dieser Tabelle finden Sie auf der Internetseite der Service-Center der GZD (Fußnote 2, Seite 1) zum Thema
Versorgung in der Rubrik „Anrechnungen“, „Zwischen-, überstaatliche Versorgung“.

Nr. 11 GMBl 2020 Seite 215



Anlage
Antragsfristen

Wird die Alterssicherungsleistung als Kapitalbetrag gezahlt, kann der Antrag nur bis zum Ablauf des zwölften
Kalendermonats nach Beendigung der Verwendung bei einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung gestellt
werden. Dies gilt auch, wenn eine solche Verwendung über den Beginn des Ruhestandes hinaus andauert. Sind Sie erst
nach dem Ende dieser Verwendung in den Bundesdienst eingetreten, beginnt die Antragsfrist mit dem Tag des Eintritts
beim Bund. Der Kapitalbetrag muss dann innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach der Antragstellung an
den Bund abgeführt werden.

Wird die Alterssicherungsleistung als laufende Leistung gezahlt, kann der Antrag bis zum Ablauf des zwölften Monats
nach Beginn des Ruhestandes beim Bund (§ 30 Nr. 4 BBG) gestellt werden. Dauert die Verwendung nach Beginn des
Ruhestandes an, tritt an die Stelle des Ruhestandsbeginns die Beendigung der Verwendung bei einer zwischenstaatlichen
oder überstaatlichen Einrichtung. Der Antrag wirkt ab Ruhestandsbeginn.

III.Verwendungen, die vor dem 1. Juli 2020 begonnen wurden

Das Wahlrecht und die Antragsfristen (vgl. II.) gelten auch für am 30. Juni 2020 im aktiven Dienst stehende Beamtinnen
und Beamte, Richterinnen und Richter, Soldatinnen und Soldaten, deren Verwendung bei einer zwischenstaatlichen oder
überstaatlichen Einrichtung vor dem 1. Juli 2020 geendet hat oder darüber hinaus andauert.

Besondere Antragsfrist

Sofern Sie den Kapitalbetrag bereits erhalten haben und Sie

̶ sich am 30. Juni 2020 noch nicht im Ruhestand befinden und
̶ die Verwendung vor dem 1. Juli 2020 beendet haben und
̶ die Zeit der zwischen-/überstaatlichen Verwendung ruhegehaltfähig anerkennen lassen möchten,

ist der Kapitalbetrag in diesem Fall zuzüglich Zinsen von zwei Prozent über dem Basiszinssatz, aber mindestens 2 % p. a.,
für die Zeit nach dem Ende der Verwendung bis zum 30. Juni 2020 an den Bund abzuführen; der Antrag ist schriftlich oder
elektronisch bis zum 31. Januar 2022 zu stellen (§ 69m Absatz 1 BeamtVG/ § 107 Absatz 1 SVG). Die genaue Höhe der
Verzinsung und des einzuzahlenden Betrages teilt Ihnen die für Sie zuständige Versorgungsdienststelle mit.

Haben Sie die Alterssicherungsleistung in Form des Kapitalbetrages bereits vor dem 1. Juli 2020 an den Bund abgeführt,
hat Ihre Entscheidung weiterhin Bestand: Die Zeit der Verwendung bei einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen
Einrichtung ist ruhegehaltfähig.

IV. FAQ

Ich werde demnächst eine Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung antreten.
Muss ich im Vorfeld dieser Verwendung für meine spätere Versorgung vom Bund etwas veranlassen?

Nein. Sie haben in jedem Fall bis zum Ablauf des 12. Kalendermonats nach Beendigung Ihrer Verwendung Zeit, eine Entscheidung zu
treffen (vgl. o. a. Erläuterungen zu II.).

Ich befinde mich bereits in einer Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung. Muss
ich den Antrag ebenfalls stellen, damit die Verwendungszeit als ruhegehaltfähig berücksichtigt wird?

Ja. Die Ruhegehaltfähigkeit von Zeiten beurteilt sich nach der Rechtslage, die zum Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand gilt. Das
heißt, ggf. abgegebene Zusicherungen, die Verwendungszeit als ruhegehaltfähig zu berücksichtigen, sind wegen des Wegfalls der ihr
zugrundeliegenden Rechtslage hinfällig.
Beachte: Soll die Verwendungszeit ruhegehaltfähig sein, muss der Kapitalbetrag an den Bund abgeführt werden bzw. wird die laufende
Alterssicherungsleistung einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung auf das deutsche Ruhegehalt angerechnet.

Weitere Informationen finden Sie auf der Internetseite des BMI sowie des Zolls.
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Tabelle über die Höhe der Versorgungsanwartschaften beim Bund 

Dauer der internationalen Verwendung in Jahren

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

Besoldungs­
gruppe

A 6 52,48 € 104,96 € 157,44 € 209,92 € 262,40 € 314,88 € 367,36 € 419,84 € 472,32 € 524,80 €

A 7 56,87 € 113,74 € 170,61 € 227,48 € 284,35 € 341,22 € 398,09 € 454,96 € 511,83 € 568,70 €

A 8 61,75 € 123,50 € 185,25 € 247,00 € 308,75 € 370,50 € 432,25 € 494,00 € 555,75 € 617,50 €

A 9 66,68 € 133,36 € 200,04 € 266,72 € 333,40 € 400,08 € 466,76 € 533,44 € 600,12 € 666,80 €

A 9 + Z 72,41 € 144,82 € 217,23 € 289,64 € 362,05 € 434,46 € 506,87 € 579,28 € 651,69 € 724,10 €

A 10 74,72 € 149,44 € 224,16 € 298,88 € 373,60 € 448,32 € 523,04 € 597,76 € 672,48 € 747,20 €

A 11 83,32 € 166,64 € 249,96 € 333,28 € 416,60 € 499,92 € 583,24 € 666,56 € 749,88 € 833,20 €

A 12 91,75 € 183,50 € 275,25 € 367,00 € 458,75 € 550,50 € 642,25 € 734,00 € 825,75 € 917,50 €

A 13 101,79 € 203,58 € 305,37 € 407,16 € 508,95 € 610,74 € 712,53 € 814,32 € 916,11 € 1.017,90 €

A 13 + Z 107,61 € 215,22 € 322,83 € 430,44 € 538,05 € 645,66 € 753,27 € 860,88 € 968,49 € 1.076,10 €

A 14 110,71 € 221,42 € 332,13 € 442,84 € 553,55 € 664,26 € 774,97 € 885,68 € 996,39 € 1.107,10 €

A 15 125,01 € 250,02 € 375,03 € 500,04 € 625,05 € 750,06 € 875,07 € 1.000,08 € 1.125,09 € 1.250,10 €

A 16 139,26 € 278,52 € 417,78 € 557,04 € 696,30 € 835,56 € 974,82 € 1.114,08 € 1.253,34 € 1.392,60 €

B 1 125,01 € 250,02 € 375,03 € 500,04 € 625,05 € 750,06 € 875,07 € 1.000,08 € 1.125,09 € 1.250,10 €

B 2 145,22 € 290,44 € 435,66 € 580,88 € 726,10 € 871,32 € 1.016,54 € 1.161,76 € 1.306,98 € 1.452,20 €

B 3 153,77 € 307,54 € 461,31 € 615,08 € 768,85 € 922,62 € 1.076,39 € 1.230,16 € 1.383,93 € 1.537,70 €

B 4 162,71 € 325,42 € 488,13 € 650,84 € 813,55 € 976,26 € 1.138,97 € 1.301,68 € 1.464,39 € 1.627,10 €

B 5 172,98 € 345,96 € 518,94 € 691,92 € 864,90 € 1.037,88 € 1.210,86 € 1.383,84 € 1.556,82 € 1.729,80 €

B 6 182,74 € 365,48 € 548,22 € 730,96 € 913,70 € 1.096,44 € 1.279,18 € 1.461,92 € 1.644,66 € 1.827,40 €

B 7 192,15 € 384,30 € 576,45 € 768,60 € 960,75 € 1.152,90 € 1.345,05 € 1.537,20 € 1.729,35 € 1.921,50 €

B 8 202,00 € 404,00 € 606,00 € 808,00 € 1.010,00 € 1.212,00 € 1.414,00 € 1.616,00 € 1.818,00 € 2.020,00 €

B 9 214,21 € 428,42 € 642,63 € 856,84 € 1.071,05 € 1.285,26 € 1.499,47 € 1.713,68 € 1.927,89 € 2.142,10 €

B 10 252,15 € 504,30 € 756,45 € 1.008,60 € 1.260,75 € 1.512,90 € 1.765,05 € 2.017,20 € 2.269,35 € 2.521,50 €

B 11 261,95 € 523,90 € 785,85 € 1.047,80 € 1.309,75 € 1.571,70 € 1.833,65 € 2.095,60 € 2.357,55 € 2.619,50 €

Tabelle weist mtl. Bruttobeträge (vor Steuern) aus, Rundungsdifferenz in Höhe von einem Cent möglich. 
Berechnungsgrundlage: Grundgehalt aus der Endstufe, Besoldungstabelle gültig ab 1. März 2020 

Wie liest man die obige Tabelle? Zur Veranschaulichung dienen die nachfolgenden Beispiele:

Beispiel „Kapitalbetrag“:
Ein Beamter der BesGr. A 14 war 3 Jahre bei den Vereinten Nationen und hat von dort für diese Zeit einen Kapitalbetrag von 100.000 € erhalten. 
Tritt der Beamte aus der BesGr. A 14 in den Ruhestand, würde die vom Bund für 3 Jahre zu gewährende Versorgung 	 332,13 € 	 mtl. brutto 
betragen.1)

Erreicht der Beamte bis zum Eintritt in den Ruhestand die BesGr. A 15, würde die vom Bund zu gewährende Versorgung	 375,03 € 	 mtl. brutto betragen.1)

Erreicht der Beamte bis zum Eintritt in den Ruhestand die BesGr. B 3, würde die vom Bund zu gewährende Versorgung	 461,31 €	 mtl. brutto betragen.1)

Die anteilige Versorgung für die 3jährige2) internationale Verwendung ändert sich also je nach zugrundezulegender BesGr. bei Ruhestandseintritt. 
Die Entscheidung, ob der Beamte den Kapitalbetrag behalten oder stattdessen die anteilige Versorgung des Bundes haben möchte, muss zeitnah zum Ende der 
internationalen Verwendung getroffen werden. Welche Wahl sich finanziell günstiger auswirkt, kann nicht belastbar bestimmt werden und ist abhängig von ver-
schiedenen Faktoren. Dies sind neben der bei Ruhestandseintritt zugrundezulegender BesGr. insbesondere die Bezugsdauer der Versorgung und die Wertent-
wicklung des Kapitalbetrags (Anlage in eine Immobilie, private Versicherung oder in Aktien, etc.).

Beispiel „monatliche Rentenleistung“:
Ein Beamter der BesGr. A 14 war 10 Jahre bei den Vereinten Nationen und hat von dort für diese Zeit eine monatliche Rente von 2.000 € erworben. 
Tritt der Beamte aus der BesGr. A 14 in den Ruhestand, würde die vom Bund für 10 Jahre zu gewährende Versorgung 	 1.107,10 €	 mtl. brutto betragen.1)

Erreicht der Beamte bis zum Eintritt in den Ruhestand die BesGr. A 15, würde die vom Bund zu gewährende Versorgung 	 1.250,10 €	 mtl. brutto betragen.1)   
Erreicht der Beamte bis zum Eintritt in den Ruhestand die BesGr. B 3, würde die vom Bund zu gewährende Versorgung 	 1.537,70 €	 mtl. Brutto betragen.1)

Die anteilige Versorgung für die 10jährige internationale Verwendung ändert sich also je nach zugrundezulegender BesGr. bei Ruhestandseintritt. 
Die Entscheidung, ob der Beamte die monatliche Rentenzahlung von der zwischen- oder überstaatlichen Einrichtung behalten oder stattdessen die anteilige Ver-
sorgung des Bundes haben möchte, muss zeitnah zum Eintritt in den Ruhestand getroffen werden. Welche Wahl sich (finanziell) günstiger auswirkt, lässt sich in 
diesem Fall vergleichsweise einfach durch den Vergleich der Zahlbeträge der internationalen monatliche Rente mit dem Tabellenwert für die Versorgung des 
Bundes bestimmen.
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1	 nach aktuellen Werten. Bei jeder Besoldungserhöhung erhöht sich auch die in der Tabelle ausgewiesene anteilige mtl. Versorgung.

2	 Für den Fall, dass Ihre Verwendung über volle Jahre hinaus ging (z. B. 3 Jahre und 5 Monate), wird diese Zeit ebenfalls entsprechend berücksichtigt. Berech-
nung: BesGr. A 15, Verwendungszeit 3 Jahre 5 Monate: Versorgung für 3 Jahre = 375,03 € zzgl. Versorgung für 5 Monate = 52,10 €, damit insgesamt 427,13 € 
(52,10 € -> Differenz zwischen der Versorgung für 4 Jahre von 500,04 € und für 3 Jahre von 375,03 € = 125,01 €/12 Monate x 5 Monate) 
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